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Verkündet : ‘ A
_

Kläger und Revisionskläger;
am 6. August 1963

‘ ' g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 10. Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 6. August 1963, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. T e s m e r
als Vorsitzender3

,

Bundesrichter s a u t t e r, 3 und
Bundesrichter Dr. B r 0 c k e

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter L e h m a n n und

Bundessozialrichter E_r n s t
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 9° Oktober 1962

aufgehoben und die Sache zur erneuten Entscheidung

.an dieses Gericht zurückverwiesen.

\

Die Kostenentscheidung bleibt dem abéchließenden
Urteil vorbehalten.

V o n R e c h t s w e g e n .
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G r ü n dße :

Zwischen den Parteien ist streitig, ob der Ehemann und Vater

der Kläger Baptist Chnéwäw=(im folgenden Ch° genannt), der‘

nach einem Arztbericht des Städtischen Krankenhauses Neumarkt

vom 26° Februar 1962 am 21° Februar 1962 während des Beru—

fungsverfahrens an einer Lebcrzirrhosc mit Herzinsuffizienz

gestorben ist, Anspruch auf Versorgung wegen eines Leber—

leidens hatte° Cho, der von Beruf Braumeistcr und später

Gastwirt war, stellte im September 1952 Antrag auf Versor—

gung nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) wegen "i.nerer

Leiden, Ferz"o Eine von Dr° T%sr■=Vorgenomnene_Thoraxdurch—

leuchtung am 21. April 1954 ergab u‚a„, daß der Leber- und

Milzschatten nicht vergrößert war° Na ch dem versorgungs ärzt—

lichen Gutachten vom 21° April 1954 (Dr„ Fé;=;w;é‘warcn
Leber und Milz nicht zu tasten„ Durch Bescheid des Versor—

‚_gungsamts (VersorgA) Regensburg tom 28° Oktober 1954 wurden
als Schädigungsfolgen "reizlose Narben an beiden Ges°äßhälften‚

Verkrüppelung des rechten Großu■mnagels 1ach Erfrierung,

geringgradige Zwerchfellverwm chsungen links" anerkannt, eine

Rente für diese Gesundheitsstörungen jedoch nicht gewährt°

Im Liderspruchsverfahren legte Ch° eine ärztliche Bescheini—

gung des Dr° =r;=vom 3 Dezember 1954 vor, nach der die

Leber damals um zwei Querfinger Unter dem Rippenbogen ver-

größer t war und eine Er nkhafte Fett sucht mit Her suffi-

zienzerseheinungen sowie chronische gelenkrheumatische Be—

schwerden vorlegen. In einem weiteren Bescheid vom 9" Febru—

ar 1956 nahm das VersorgA die Anerkennung der Zwerchfcll—

verwachsungen links als Schädigungsfolge zurück, da die An—

erkennung dieser Gesundheits störung tatsächlich unriehtig

gewesen sei° Der Widerspruch des Ch; wurde durch Bescheid

des Landesvers orgungs amts (LVersor "A) Bayern von 12„ April

1956 zurückgewiesen° ‘

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—Auf die Klage des Ch° hat das
Sozialgericht (SG) ein Gut—_

achten von dem Städtischen Krankenhaus Neumarkt (Chefarzt

Dr° K====und Dr° ;;;% vom 23. September 1957 eingeholt°
Die Sachverständigen haben in diesem Gutachten auSgeführt,

daß die Leber den rechten Rippenbogen um vier Querfinger

überragc und ihre KonSistenz deutlich vermehrt sei. Die

Leberschwellung sei recht erheblich. Als Ursache komme die

von Ch„ während der Kriegsgefangenschaft durchgemachtc
Dystrophie, möglicherweise auch ein vermehrter Alkoholgenuß

im Gastwirtsberuf in Frage° Ob_die Leberschwellung zur

Zeit des versorgungsärztliohen Gutachtens vom 21" April 1954

nicht doch schon vorgelegen habe, könne nicht sicher ent-

schieden werden, da die Palpation der Leber oft sehr schwie-

rig und bei Ch„_durch die Adipositas erschwert sei. Die
Leberschwcllung könne als SChädigungsfolge aufgefaßt werden°
Der Beklagte hat eine versorgungsärztliche Stellungnahme des

Dr°
-;=N:tzvom 4. November 1957 vorgelegt, in. der dieser

Arzt darauf hin.eist‚ daß eine Lebervergrößerung e15tmals

in der Bescheinigung des Dr° ==;;vom 3 Dezember 1954, also

neun Jahre nach der Entlassung aus der Kr iegsgefangenschaft

ang_cgeben werden sei, während bei der Unter suchung am 21. April

1954 die Leber noch nicht zu tasten war° Da für*langc Zeit

Brückensymptome hinsichtlich des Bestehens oder der Behand—

lung dystrophischer Erscheinungen oder eines Parenchym-_
schadens der Leber fehlten, sei es völlig unwahrscheinlich,

daß die erstmals Ende 1954 erwähnte Leberschwellung Folge

einer Dystrophie oder auf andere Weise eine Schädigung„-
folge im Sinne des BVG sei In einem weiteren vom SG ein-

geholten Gutachten von 30 Juli 1959 ist Dr° a:=a zu der

Über seugung gelangt, daß wegen der fehlenden Bruckensymptome

während neuen Jahren die Lebervcrgrößerung auf Grund einer

dy3trophisch bedingten Leberschädigung zt:ar denkbw -, ein

solcher Zusammenhang aber unwahrscheinlich sei. Als weitere
Ursache komme noch eine in der Gefangenschaft aufgetretcne
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Hepatitis in Frage; in dieser Richtung lägen aber keine

Angaben vor, so daß als Ursache für die Lebervergrößerung

'andere ätiologische Momente, wie erhöhter Alkoholkonsum‘

im Ga$twirtsberuf oder auch eine Leberstauung infolge einer

Herzinsuffizienz, wesentlich wahrscheinlicher seien als eine

vorengegangene Dystr0phie. Durch Urteil vom 26° November 1959
"hat das SG Regensburg die Klage abgewiesen; es hat auf Grund

1 der eingeholten Gutachten eine dystrophisch bedingte Leber—

schwellung als Folge der Kriegsgefangensehaft verneint und

es für wahrscheinlicher angesehen, daß diese Gesundheits—

stürung auf einen erhöhten Bierverbrauch in dem Beruf
des

Ch„

als Braumeister und später als Gastwirt zurückzuführen sei°

. Im Berufungsverfahren haben Ch° und nach seinem Tod am

’ ‚21, Februar 1962 die Kläger als seine Rechtsnachfolger mehrere
Erklärungen von Kriegskameraden vorgelegt. Nach der Er1%l rung
des Georg K?373==vom 22 November 1959 befand sich Ch zu

Beginn des Jahres 1945 in einem Kriegsgefangenenlazarett bei

Kirow und zählte dort zu den Schwerkrankcn° In einer eides—

stattlichon Versicherung vom 300 Mai 1962 hat Andreas B=%fq

der von Oktober.1942 bis Juli 1944 in derselben Einheit wie
Ch„ war, angegeben, sie seien beide in der Feldküche beschaf—

tigt gewesen° Anfang 1943 sei Ch mit mehreren Kameraden an

einer Gel bsucht erkrankt und et;a drei Wochen lang im D.ovior—

bunker behandelt werden. Diese Angaben sind durch „eitcre,

in der mündlichen Verhandlung vor dem Lendessozialgericht'
(LSG) vorgelegte Bescheinigungen des Hans P■llct und Josef

B=raé—cmém=vom5. 01;tober 1962 bestätigt werden°

-Dureh
Urteil vom 9 Oktober 1962 hat das LSG die Berufung

'der Kläger gegen das Urteil des SG Regensburg
vom 26 Novem—

'_ber 1959 zurückgewiesen; es hat die Revision nicht zugelassen„

Das LSG hat die Frage, ob bei Ch° durch schädigcndo Einwir—
„kungen im Sinne des % 1 BVG eine Lebcrerkrankung verursacht

wurde und des\7egen für die Zeit vom 1 September 1952 bis
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l

21; Februar 1962 eine rentenberechtigende Minderung der Erwerbs—

fähigkeit bestand, verneint und insoweit eine weitere Beweis-

erhebung nicht mehr für erforderlich gehalten° Das schlüssige

Gutachten des Sachverständigen Dr° se#+=vom‘öoo Juli 1959.
werde durch die eingereichten Bescheinigungen verschiedener'

Auskunftspersonen nicht entkräftett Selbst wenn unterstellt

werden sollte, daß sich_0h° während seiner Dienstleistung

als Feldkoch im Jahre 1945 eine Gelbsucht zugezogen habe und

deswegen drei Wochen im Truppenlazarett behandelt werden sei

- der Verstorbene selbst habe dies nie vorgetragen und bei

der Aufnahme in das Krankenhaus Neumarkt am 4. Dezember 1961

segar ausdrücklich bestritten — könne ein Z sammenhang mit

dem erstmals im November 1954 nachgewiesenen pathologischen

Leberbefund nicht bejaht werden, Abgesehen davon, daß es

sich bei der angeblichen Gelbsucht im Jahre 1945 nur um eine

kurzdauernde Gesundheitsstörung gehandelt hätte, fehle es
nach wie vor an den erforderlichen Brückcnsymptomcn für die

Zeit vom November 1945 bis November 1954° Noch bei der ver—
sorgungsän■lichcn Untersuchung am 21° April 1954 sei ein
krankhaftcr Befund an der Leber nicht erhoben werden, ob—

wohl damals einc Röntgendurchlcuchtung vorgenommcn‘w0rden

sei° Bei der im_November 1954 erstmals durch Dr° Lr--nach—

‚gewiesenen Lebervergrößerung handle es sich daher zweifel—

los um eine nachdienstlich aufgetretene Gesundheitsstörung;

die wohl in gewissem Umfang_auch durch berufliche Einflüsse
gefördert Werden sei° '

Gegen das am 290 Oktober 1962 zugestellte Urteil des LSG
haben die Kläger mit Schriftsatz vom 19° November 1962,
beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen an demselben

‚Tage, Revision eingelegt und beantragt,

_
das angefochtene Urteil aufzuheben und die

. a .
Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuverweiscn°
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Nach Verlängerung der Revisionsbegründuhgsfrist bis 29° Januar_l

1963 haben die Kläger die Revision mit Schriftsatz vom*

21„'Januar 1963, eingegangen beim BSG am23° Januar 1963,

begründet; Sie rügen eine Verletzung der @@103, 128 des

Sozialgerichtsgeset2es (SGG) mit dem Vorbringen, daß das LSG
die Ablehnung der Anerkennung eines Leberleidens als Schädi-

gungsfolge auf die versorgungsärztli0hen Stcllungna-men des
Dr. B=ä:==»w—vom 21, pril 1954 und des Dr, K;r?==%=vom 4„ No—

Venber 1957 sowie auf das ausführliche Gutachten des Dr° T==r==

vom 30:. Juli 1959 gestützt habe° Allen diesen Sachverständigen

sei aber unbekannt gewesen, daß Ch° im Jahre 1943 Während sei—

ner Dienstzeit als Feldkoch eine Gelbsucht durchgemacht hatte,

die eine längere Lazarettbehandlung erforderte° Diese Tat-

sache sei erst im Laufe des Berufungsverfahrens durch Ver—
lage entsprechender Zeugenaussagen zweifelsfrei nachgewiesen

und vom LSG auch unterstellt worden° Die gehört n Sachver-
ständigen hätten sich infolgedessen zu der entscheidenden

Frage des ursäehlichen Zusammenhangs zwischen der währen

des £ehrdienstes durchgemacht en Gelosucht und der späteren

Leberschädigung nicht äuße n können, Daß es hierauf aber

_angekommen wäre, ergebe sich schon aus dem Gutacht en des

Dr, T=s=r3 der ausdrücklich d_arauf hingewiesen habe, daß

als weitere Ursache der LeberscM digung noch eine während

'des Wehrdienstes aufgetretene Hepatitis (Gelbsucht) in

Frage komme, daß aber in dieser Beziehung keine Angaben

' vorlägeh° Dem stehe nicht entgegen, daß_die Debcrcrkrankung

erst im Jahre 1954ärztlich festgestellt wordens i, an nach
heutiger ärztlicher Auffassung Lebersehädigungen durch Gelb-

'sucht durchaus zu einer Lebererkrankung führen könnten, die

ohne Leberver größcrung in der Pol ges eit direkt in einen

Zirrhotischen Prozeß übergegangen sei Das LSG hätte daher

„nach Bekanntwerden der Erkrankung an Gelbsucht \:ährcr d des
Wehrdienstes den medizinischen Sachverhalt durch Einholung

eines neuen ärztlichen Gutachtens oder durch Rückfrage bei
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den gehörten Gutachtern dahin weiter aufklären müssen, ob

die während des Wehrdienstcs durchgemaehte Gelbsucht in ir—

gendeiner Form mit dem späteren Leberleiden des Ch° in Zu—

sammenhang gestanden habe° Diese Verletzung des 5 103 SGG

stelle gleichzeitig einen Verstoß gegen 5 128 SGG dar, weil

das LSG insoweit nicht den gesamten Akteninhalt hinreichend

gewürdigt und — ohne daß es sich dafür auf eine eigene aus—

reiChende Sachkunde oder auf eine ärztliche Stellungnahme

stützen konnte — an die Stelle einer nur ärztlich zu treffen—‘

den Beurteilung in unzulässiger Weise seine eigene Meinung

gesetzt habe.

Ier Beklagte beantragt,

die_Revision gegen das Urteil des Bayer° LSG vom-

9° Oktober 1962 als unzulässig zu verwerfen"

Der Beklagte hält die gerügten Verfahrensmängel nicht für ge—

geben° Er ist der Meinung, daß aus den Entscheidungegrühden
des angefochtenen Urteils die Überzeugung des Berufungsgerichts

zu entnehmen sei, daß Ch. eine Erkrankung an Gelbsucht nicht

durchgemaeht habe. Das LSG habe insbesondere nicht das Vor—

liegen einer solchen ‘Erkrankung an Gelbsucht unterstellt, wie

sich aus der Fassung des Satzes in den Ente cheidungsgründen
-ergebe: "Selbst wenn

unterstellt werden sollte, daß sich

Baptist C ===e3=» rend seiner Diehs tleistung als Fel dkoch
‘im Jahre 1943 eine Gelbsucht zugezogen und desx".egen drei

Wochen im Truppenlazarett behandelt wurde — der Verstorbene

hat dies nie vorgetragen und bei der Aufnahme in das Kranken—

haus Neumarkt am 4° Dezember 1961 sogar ausdrücklich bestrit—

ten —‚ so könnte doch ein Zusammenhang mit dem erstmals im
_

November 1954 nachgewiesenen pathologischen Leberbefund nicht

.
béjaht werden " Da somit das LSG offenbar davon ausgegangen
sei, daß Ch° wahrend seines Wehrdiens tes eine Erkr nkung an
Gelbsucht nicht durchgemacht hat, habe es insoweit hinsicht-
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lich des ursächlichen zusammenhangs eine Aufklärung in medi—‚

zinischer Hinsicht nicht mehr vornehmen müssen und auch nicht

seine eigene Meinung an die Stelle einer nur ärztlich zu_trefé

fenden Feststellung gesetzt, .
‚..—

Die Revis ion ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet werden. Da das LSG die Revision nicht zugelassen hat,
ist sie nur statthaft, wenn ein vesentlicher Mangel des Ver—

fahrens gerügt wird (5 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG; BSG 1, 150)

oder wenn bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs
einer Gesundheitsstörung oder des Todes mit einer Schädigung

im Sinne des BVG das Gesetz verletzt ist (5 162 Abs° 1 Nr° 3

SGS).

Die Kläger rügen als wesentliche Verfahrensmängel, daß das

LSG gegen die Vorschriften der @@103, 128 SGGverstoßen
habe, Hierbei genügt es für die Statthaftigkeit der Revision,

wenn eine von den Klägern erhobene Rüge durchgreift; in einem

solchen Falle braucht auf weitere Rügen, welehe die Revision

ebenfalls nach—@ 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG statthaft machen könn-

ten, nicht mehr eingegangen zu werden (vgl“ BSG in SozB SGG

@162Blo.Da 36 Nr° 122),

Nach @ 128 SGGentscheidet das Gericht nach seiner freien,

aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeu-

gung; in seinem Urteil hat es die Gründe anzugeben, die für

die riehterliche Überzeugung leitend gewesen sind Ein Men—

gel des Verfahrens in bezug auf die Bexveiswürdigung liegt

nur dann vor,
wenn das Gericht die gesetzlichen Grenzen sei—

nes Rechts auf freie richterliche Beweiswürdigung überschrit—

ten hat° Hierbei ist allerdings nach der ständigen Rechtspre—

chung des BSG (BSG 1, 91) für eine hinreichende Würdigung

der Saeh—und Rechtslage in dem Urteil des Berufungsgerichts
ein ausführliches Eingehen auf jedes einzelne Vorbringen.

eines Beteiligten und eine ausdrückliche Auseinandersetzung
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damit nicht notWendig, sofern sich aus dem Urteil ergibt,

daß das LSG alle für seine Entscheidung maßgebenden Umstände

sachentsprechend gewürdigt hat" Diese Grundsätze für eine '
ordnungsgemäße Beweiswürdigung hat das LSG jedoch im vor—

liegenden Falle nicht hinreichendbeaehtet°

Dieleäger rügen eine Verletzung des 5 128 SGGmit dem Vor—

bringen, das LSG habe, soweit es einen ursächlichen Zusammen—

hang der während des Krieges durchgemachten Gelbsucht des Ch°

mit dem erstmals im November 1954 nachgewiesenen pathologi—

schen Lebcrbefund verneint habe, die Grenzen seines Rechts auf

freie Beweiswürdigung überschritten, weil es an die Stelle
einer nur ärztlich zu treffenden Entscheidung in unzulässiger

Weise seine eigene Meinung gesetzt.habe, ohne daß es sich

insoweit auf eine eigene ausreichende Sachkunde oder_eine

ärztliche Stellungnahme stützen konnte„ Wie das BSG bereits

mehrfach entschieden hat (SozR SGG @ 128 Bl, Da 1 Nr“ 2 und

Bl° Da 19 Nr, 45), überschreitet das Gericht die Grenzen des“
Rechts der freien Beweiswürdigung, wenn es ohne wohlerwogene

und stichhaltigé Gründe über die Beurteilung medizinischer
Fragen durch die Sachverständigen hinweggeht und seine eige-

ne Auffassung an die Stelle der Auffassung der Sachverständi—

gen setzt; insbesondere darf das.Gericht von der Anhörung

eines Sachterständigen nur abschen, wenn es die erforderliche
Sachkunde selbst besitzt und darlegt, worauf diese‘beruht°

Im vorliegenden Falle hat das LSG in den Entscheidungsgründen
des angefochtenen Urteils den ursäehlichen Zusammenhang zwi-

schen schädigenden Einvirkungen des Wehrdienstes oder der

Kriegsgefangenschaft und der Lebererkrankung des Ch° ver—
}

neint und hierzu ausgeführt: "Selbst wenn unterstellt werden
sollte, daß sich Baptist Cheé—éfswährend seiner Dienstlei—

stung als Fel koch im Jahre 1943 eine Gelbsucht zugezogen
und deswegen drei Wochen im Truppenlazarett behandelt wurde

—
der Verstorbene selbst hat dies nie versetragen und bei

der Aufnahme in das rankenhaus Neumarkt am 4. Dezember 1961
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sogar ausdrücklich bestritten —, so könnte doch ein Zusammen—

hang mit dem erstmals im November 1954 nachgewieS0nen pathoé

logischen Leberbéfund nicht bejaht werden. Abgesehen davon,

daß es sich bei der angeblichen Gelbsueht im Jahre 1945 nur

um eine kurzdauernde Gesundheitsstörung gehandelt hätte, die

nicht einmal eine Lazarettbehandlung erforderlich machte *

(tgl° auch Rentenakt Bl° 26), fehlt es nach wie vor an den

erforderlichen Brückensymptomen für die Zeit von November

1945 bis Noveaber 1954, was immerhin ein zeitliches Intervall

von neun Jahren bedeutet," Aus diesen Ausführungen in dem
angefochtenen Urteil kann entgegen der Auffassung des Be—

klagten nicht geschlossen werden, daß das LSG zu der Über—

zeugung gelangt ist, Ch. habe während seines Wehrdienstcs

eine Gelbsucht nicht durchgemaeht° Eine solche Feststellung

hätte das Berufungsgericht eindeutig treffen müssen und es

hätte dann auch keine Veranlassung gehabt, die Frage des

ursächlichen Zusammenhangs einer Gelbsucht mit der erst im

Jahre 1954 festgestellten chererkrankung bu erürtern„ Aus

den Ausführungen des LSG muß_vielmehr entnommen werden, daß

es unterstellen wollte, Ch„'habe im Jahre 1943 eine Gelbsucht
durchgemaeht° Das Berufungsgericht, dem die eigene Sachkunde

in medizinischer Hinsicht gefehlt und das auch nicht dar—

gelegt hat, worauf seine angebliche Sedkunde beruht, durfte

aber nicht ohne Anhörung eines medizinischen Sachverständi—

gen die Frage des ursächliehen Zusammenhangs-einer im

Jahre 1943 durchgemaehten Gelbsucht mit einer_erst im

November 1954 diagnostizierten Lebererkrankung beurteilen.

In seinemGutachtenvom"30° Juli. 1959hat Dr; i_—__:=.118
weitere in Betracht kommende—Ursache für die Lebererkrankung'

des Ch° eine in der Gefangenschaft aufgetretcne Hepatitis

ausdrücklich angeführt, diese Frage aber nicht weiter ge-
prüft, da im Zeitpunkt der Erstattung des Gutachtens in

dieser Richtung noch keine Angaben vorlegen° Dem Sachverstän-

digen war hierbei, wie sich aus seinem Gutachten ergibt,
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'bekannt, daß eine Lebervergrößerung erstmals von Dr° Les3=

im Dezember 1954_festgestellt werden ist. Der Sachverständige

‚Dr, Ter*%’hat hiernach den ursächlichen Zusammenhang zwischen

einer im Jahre 1943 durchgemachten Gelbsucht_und einer erst '

im Jahre 1954 diagnostizierten Lebererkrankung trotz des

zeitlichen Intervalle durchaus in Betracht gezOgen. Bei_dieser

Sachlage durfte das LSG ohne Hinzuziehung eines Sachverstän—

digen die rein medi2inisehe Frage, ob im vorliegenden Falle

ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der Gelbsucht und der'

Lebererkrankung besteht, nieht selbst entscheiden, ohne in

den Urteilsgründen seine.Sachkunde in einer Weise darzutun,

die dem Revisions50richt die Nachprüfung erlaubt, ob sich

das Berufungsgericht die erforderliche Sachkunde etwa zu
Unrecht zugetraut hat (vgl° hierzu auch BGH, VersR 1958 3,545

und MDR 19588° 938)‚ Demgegenüber reicht es nicht aus, wenn

das LSG in diesem Zusammenhang ausführt, daß Ch° selbst eine im

Jahre 1943 durchgemachte Gelbsucht nie vorgetragen und bei

der Aufnahme in das'Krankenhaus Neumarkt am 4. Dezember 1961

sogar ausdrücklich bestritten habe. Es trifft zwa zu, daß

‘nach der Krankengesehichte des Städtischen Krankenhauses
Neumarkt Ch. bei der Aufnahme die Frage, ob er eine Gelbsucht

gehabt habe, verneint hat. Die Kläger, die den Rechtsstreit

' nach dem Tod des Ch, aufgenommen haben haben jedoch im Beru—
fungsverfahren Erklärungen der Kriegskameraden Andreas Betz,

Hans Päiieätund Josef B=ääé===arvorgelegt, die übereinstim—

mend eine Erkrankung
an Gelbsucht im Jahre 1943 unter nähe-

rer Angabe der Umstände bezeugen° Zumindest hätte sich das

LSG mit diesen Bescheinigungen der Kriegskameraden_des Ch°

im einzelnen auseinandersetzen müssen und sich nicht ledig-

lich auf das Gutachten des Dr° Tr=%#e vom 30° Juli 1959
stützen dürfen, "dessen Richtigkeit auch durch die nach—
gereichtcn Bescheinigungen verschiedener Auskunftspe-sonen

rnicht entkräftet wir ", Das LSG hat hierbei auch nicht ge-
würdigt, daß Dr° Tr=$%a als in Betracht kommende Ursache
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für die Lebererkrankung eine Hepatitis während des Wehr—

dienstes angeführt hat. Das LSG hat somit die Grenzen seines

Rechts auf freie Beweiswürdigung überschritten, weil es ohne

‚eigene Sachkunde den Zusammenhang zwischen einer Gelbsucht

„im Jahre 1943 und der im Jahre 1954 diagnostizierten Leber—
erkrankung verneint hat, obwohl Dr° =s£%a einen solchen

Zusammenhang in Betracht gezogen hat und mehrere Erklärungen

von Kriegskameraden über eine während des Wehrdienstes durch—

' gemachte Gelbsueht vorlegen°

Selbst wenn man der Auffassung des Beklagten in der Revisiöns—

'erwiderUng vom 6. März 1963 folgen wollte, daß das LSG in dem

angefochtenen Urteil zu der Überzeugung gekommen sei, Ch° habe

überhaupt keine Gelbsucht während des Wehrdienstes durchge—

macht, wäre auch dann 5 128 SGGverletzt; denn das LSG hätte
'dann die Erklärungen der Kriegskameraden des Ch° nicht hin—

‚ reichend gewürdigt. Es hätte im einzelnen darlegen müssen,

aus welchen Gründen es diesen Erklärungen keinen Glauben
geschenkt hat° Aus dem Umstand allein, daß Ch„ selbst die

Gelbsucht nicht erWähnt und eine entsprechende Frage über das

*V0rliegen einer solchen Erkrankung bei der Aufnahme in das

Städtische Krankenhaus Neumarkt am 4„ Dezember 1961 verneint

_hat, kann noch nicht ohne weiteres der Schluß auf die Unrich—
tigkeit der Erklärungen der Kriegskameraden des Ch° gezogen

werden° ’

Die Revision der Kläger ist somit wegen Verletzung des 5 128
SGG statthaft, ohne daß es noch darauf ankommt, ob eine Ver—

Vletzung der Sachaufklärungspflicht (@ 103 SGG) deswegen vor—
'liegt‚ weil das LSG im Hinblick auf die von den Kriegskamera—

den des Ch° bescheinigte Erkrankung an Gelbsueht während
Seines Wehrdienstes eine weitere Sacheufkläruhg durch Einho—

lung eines neuen ärztlichen Gutachtens oder durch Rückfrage

bei den gehörten Sabhverständigen nicht vorgenommen hat„ Die

..']3_
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'Revision ist auch begründet, da das angefochtene Urteil äuft
dem mit Erfolg gerügten Verfahrensm3ngel beruht. Es besteht

die Möglichkeit, daß das LSG anders entschieden hätte, wenn

es die_oben dargelegten Grundsätze der Beweiswürdigung hin—

rei.chcnd beachtet hätte (BSG 2,197).Da gegebenenfalls noch
weitere Ermittlungen in Betracht kamen, konnte der Senat in

der Sache selbst nicht entscheiden„ Das angefochtene Urteil
mußte daher aufgehoben und die Sache zur erneuten Ente chei—

dungen das Ba«erische LSG zurückverwiesen \;erden (@ 170

Abs„ 2 Satz 2 SGG)
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